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Eigenerklärung zum  
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) 

- Nur auszufüllen von Unternehmen mit mindestens 3.000 Arbeitnehmer*innen, ab 
01.01.2024 mit mindestens 1.000 Arbeitnehmer/innen -

Name des Bieters, 

des Mitgliedes der Bietergemeinschaft, 

des Drittunternehmens oder  

des Nachunternehmens 

___________________________________ 

___________________________________ 

___________________________________ 

___________________________________ 

Hiermit erkläre(n) ich / wir, 

dass ich / wir nicht mit einer rechtskräftig festgestellten Ordnungswidrigkeit nach § 22 LkSG 
und einer Geldbuße von mindestens EUR 175.000 belegt wurde / wurden. 

§ 22 LkSG Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge

(1) Von der Teilnahme an einem Verfahren über die Vergabe eines Liefer-, Bau- oder 
Dienstleistungsauftrags der in den §§ 99 und 100 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) genannten Auftraggeber sollen Unternehmen bis zur 
nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 GWB ausgeschlossen werden, die wegen eines 
rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Absatz 1 LkSG mit einer Geldbuße nach 
Maßgabe von Absatz 2 belegt worden sind. Der Ausschluss nach Satz 1 darf nur innerhalb 
eines angemessenen Zeitraums von bis zu drei Jahren erfolgen.

(2) Ein Ausschluss nach Absatz 1 setzt einen rechtskräftig festgestellten Verstoß mit einer 
Geldbuße von wenigstens einhundertfünfundsiebzigtausend Euro voraus. Abweichend von 
Satz 1 wird 1. in den Fällen des § 24 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 24 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 LkSG ein rechtskräftig festgestellter Verstoß mit einer Geldbuße von wenigstens 
eine Million fünfhunderttausend Euro, 2. in den Fällen des § 24 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 LkSG ein rechtskräftig festgestellter Verstoß mit einer 
Geldbuße von wenigstens zwei Millionen Euro und 3. in den Fällen des § 24 Absatz 3 LkSG ein 
rechtskräftig festgestellter Verstoß mit einer Geldbuße von wenigstens 0,35 Prozent des 
durchschnittlichen Jahresumsatzes vorausgesetzt.

(3) Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist der Bewerber zu hören.

______________________ 
Ort, Datum 

______________________________________________ 
erklärende Person 
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Das Lieferkettengesetz im Überblick: 

• Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz verpflichtet Unternehmen mit Hauptverwaltung, 
Hauptniederlassung, Verwaltungssitz, satzungsmäßigem Sitz oder Zweigniederlassung in 
Deutschland zur Achtung von Menschenrechten durch die Umsetzung definierter 
Sorgfaltspflichten.

• Zu den Kernelementen der Sorgfaltspflichten gehört die Einrichtung eines Risikomanagements, 
um die Risiken von Menschenrechtsverletzungen und Schädigungen der Umwelt zu 
identifizieren, zu vermeiden oder zu minimieren. Das Gesetz legt dar, welche Präventions- und 
Abhilfemaßahmen notwendig sind, verpflichtet zu Beschwerdeverfahren und regelmäßiger 
Berichterstattung.

• Die Sorgfaltspflichten beziehen sich auf den eigenen Geschäftsbereich, auf das Handeln eines 
Vertragspartners und das Handeln weiterer (mittelbarer) Zulieferer. Damit endet die 
Verantwortung der Unternehmen nicht länger am eigenen Werkstor, sondern besteht entlang 
der gesamten Lieferkette.

• Das Gesetz gilt seit 2023 zunächst für Unternehmen mit mindestens 3.000, ab 2024 auch für 
Unternehmen mit mindestens 1.000 Arbeitnehmer*innen im Inland.

• Das Lieferkettengesetz enthält einen abschließenden Katalog von elf international anerkannten 
Menschenrechtsübereinkommen. Aus den dort geschützten Rechtsgütern werden 
Verhaltensvorgaben bzw. Verbote für unternehmerisches Handeln abgeleitet, um eine 
Verletzung geschützter Rechtspositionen zu verhindern. Dazu zählen insbesondere die Verbote von 
Kinderarbeit, Sklaverei und Zwangsarbeit, die Missachtung des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes, die Vorenthaltung eines angemessenen Lohns, die Missachtung des 
Rechts, Gewerkschaften bzw. Mitarbeitervertretungen zu bilden, die Verwehrung des Zugangs zu 
Nahrung und Wasser sowie der widerrechtliche Entzug von Land und Lebensgrundlagen.

• Kommen Unternehmen ihren gesetzlichen Pflichten nicht nach, können Bußgelder verhängt 
werden. Diese können bis zu 8 Millionen Euro oder bis zu 2 Prozent des weltweiten 
Jahresumsatzes betragen. Der umsatzbezogene Bußgeldrahmen gilt nur für Unternehmen mit 
mehr als 400 Millionen Euro Jahresumsatz. Außerdem ist es bei einem verhängten Bußgeld ab 
einer bestimmten Mindesthöhe möglich, von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen zu 
werden.

• Das Bundesamt für Wirtschaft und Außenkontrolle (BAFA) setzt das Lieferkettengesetz seit dem
1. Januar 2023 in seiner neuen Außenstelle in Borna um. Für die Überwachung des 

Lieferkettenmanagements der Unternehmen ist die Behörde mit effektiven 
Durchsetzungsinstrumenten ausgestattet. So hat das BAFA weitgehende Kontrollbefugnisse. Es 
kann etwa Geschäftsräume betreten, Auskünfte verlangen und Unterlagen einsehen sowie 
Unternehmen auffordern, konkrete Handlungen zur Erfüllung ihrer Pflichten vorzunehmen und 
dies durch die Verhängung von Zwangsgeldern durchsetzen.

• Um die Unternehmen bei der Umsetzung ihrer Sorgfaltspflichten zu unterstützen, entwickelt und 
veröffentlicht das BAFA Handreichungen. Die Handreichungen stellt das BAFA auf seiner 
eigenen Webseite zum Lieferkettengesetz unter www.bafa.de/lieferketten bereit.

Hinweis: Bietergemeinschaften haben die Eigenerklärung für jedes Mitglied gesondert 
abzugeben. Für Drittunternehmen und Nachunternehmer, die mit dem Angebot benannt 
werden, ist die Eigenerklärung ebenfalls jeweils gesondert vorzulegen. Die 
Eigenerklärung ist verpflichtend mit dem Angebot einzureichen. 
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